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Bericht


der Arbeitsgruppe Bundesmeldegesetz zur
Übermittlung von Hinweisen zur nicht nachgewiesenen Identität der Namensführung bei der Beurkundung von Personenstandsfällen

des Arbeitskreises I
"Staatsrecht und Verwaltung" (AK I)
der ständigen Konferenz
der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK)






Stand: 21. September 2017




Vorbemerkung
Der Arbeitskreises I "Staatsrecht und Verwaltung" der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (AK I) hat auf seiner 132. Sitzung unter anderem der Veröffentlichung der Standards XMeld 2.3 (in der Fassung vom 31.01.17), des Standards XPersonenstand 1.7.2 (in der Fassung vom 31.01.17) und des Standards XPersonenstandsregister 1.9 (in der Fassung vom 31.01.17) durch die Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) zugestimmt.
Diese sollen zum 01. November 2017 wirksam werden. 


Zugleich hat der AK I die AG BMG gebeten, noch einmal die rechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit der Übermittlung von Hinweisen, dass eine Beurkundung vorgenommen wurde, ohne dass die Identität oder Namensführung der beteiligten Personen durch entsprechende Dokumente nachgewiesen werden, zu klären und ihm über das Ergebnis zu berichten. Das Ergebnis der rechtlichen Prüfung ist im Rahmen der Handlungsanweisung der KoSIT gegebenenfalls umzusetzen.



Sachstand
Die AG BMG hat sich in ihren Sitzungen am 14.5.2017 und am 13.9.2017 mit dem Thema befasst:


2.1
Bei der vorliegenden Fragestellung handelt es sich um Geburtsmitteilungen vom Personenstandswesen an das Meldewesen, bei denen ein Eintrag im Geburtenregister erfolgt ist, aber keine Geburtsurkunde ausgestellt wurde, weil die Namensführung des Kindes aufgrund der ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters (noch) nicht nachgewiesen ist. Die ungeklärte Identität der Eltern ist in diesem Fall bereits durch das Ausländerwesen festgestellt und dem Meldewesen (bspw. durch fehlende Angaben zum Nationalpass) bekannt. Die zusätzliche Angabe zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Nachricht des Standesamtes an die Meldebehörde ist für das Meldewesen in diesem Zusammenhang daher nicht erforderlich. Auch würde die Einführung einer entsprechenden Angabe für Eltern von in Deutschland geborenen Kindern eine Ungleichbehandlung mit anderen Personen ohne nachgewiesene Identität, z. B. Kinder dieser Eltern, die nicht in der Bunderepublik Deutschland geboren sind, darstellen.
[bookmark: _GoBack]Es kann jedoch der Bedarf des Personenstandswesens nachvollzogen werden, auf der Grundlage des § 54 PStG die ungeklärte Namensführung des Kindes infolge der ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters mitzuteilen. Im Melderegister sollte daher für das Kind der Geburtseintrag des Kindes gespeichert werden, welcher einen Hinweis auf die nicht nachgewiesene Namensführung impliziert.
Das hierzu erforderliche Datenblatt - DSMeld - und weitere Arbeiten in den Datenübermittlungsvorschriften des Meldewesens und deren technischer Umsetzung durch die Fachverfahrenshersteller sind nötig. 
Die technische und rechtliche Umsetzung kann im Meldewesen erst zum 1.11.2018 sichergestellt werden.


2.2
AG BMG hat festgestellt: 

Die Registrierung einer Geburt in der Meldebehörde erfordert die Unterscheidung, ob eine Geburtsurkunde oder nur ein Geburtseintrag der Erfassung im Melderegister zugrunde liegt. Im Melderegister ist daher ein entsprechender Marker sinnvoll, der diejenigen Einträge kennzeichnet, bei denen nur ein Geburtseintrag vorgelegen hat. Ein ausdrücklicher Eintrag „Namensführung nicht nachgewiesen“ bei den Kindern, deren Eintrag im Melderegister lediglich ein Geburtseintrag zugrunde liegt, wird in der AG BMG daher abgelehnt.
Vielmehr ist melderechtlich zu prüfen, ob das DSMeld-Blatt 0605 (Geburtsort – Nummer des Geburtseintrags –) die Unterscheidung eines Geburtseintrags von einer Urkunde ermöglicht und damit die Aufnahme eines neuen DSMeld-Blattes vermieden werden kann.
Das Merkmal „Identität nicht nachgewiesen“ wird als Eintrag bei den Eltern nicht benötigt, weil diese Information implizit bei den Meldebehörden vorhanden ist, und weil Personen, die keine Geburten in Deutschland beurkunden ließen, diesen Eintrag nicht erhalten, obwohl ihre Identität unter Umständen genauso wenig nachgewiesen wurde, wie die von Personen, die in Deutschland Eltern wurden. Eine Verbesserung der Datenlage durch Speicherung des Merkmals im Melderegister kann daher nicht erkannt werden. 
Die AG BMG verständigt sich darauf, dass die Marker „Identität nicht nachgewiesen“ für die Mutter bzw. den Vater nicht in das Melderegister übernommen werden, weil hier die Information über fehlende Identitätsnachweise bereits anderweitig vorliegen und sie daher nicht erforderlich sind. In XPersonenstand ist insoweit zu prüfen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben. Eine einfache Handlungsanweisung, dass die entsprechenden Kindelemente nicht befüllt werden dürfen, ist hier nur bedingt geeignet, da dauerhaft sichergestellt werden muss, dass diese Elemente nicht befüllt oder gar übermittelt werden dürfen.
Beim Kind wird der Hinweis als Eintrag auf Basis eines Geburtsregistereintrags aufgenommen. Im weiteren Verlauf des Verfahrens sind Veränderungen möglich und die Fortschreibung des Melderegisters dann erforderlich. 

Die AG BMG spricht sich aufgrund der rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen im Meldewesen für eine Umsetzung der Geburtsmitteilung für das Kind zum November 2018 aus. 
Einer Handlungsanweisung, die beide Standards betrifft, bedarf es nicht.


Ausblick
Im Rahmen der einer  Diskussion zwischen dem Vorsitzenden der Steuerungsgruppe XInneres, der Vorsitzenden der AG BMG mit Vertretern des BMI wurde noch mal verdeutlicht, dass das es wenig plausibel ist, nur bei einem kleinen Personenkreis. (Eltern hier geborener Kinder) den Hinweis zu speichern. Wenn ein solcher Hinweis aus Sicherheitsgründen in einem Register aufgenommen werden sollte, muss er auch den Personenkreis, der insgesamt in Betracht kommt, umfassen und gesetzlich verankert werden. Hierzu böte es sich an, die Bedarfsträger einer solchen Information über Hinweise zur nicht nachgewiesenen Identitäten zu beteiligen, um nach deren Rückmeldung den geeigneten Registerstandort oder sonstige Maßnahmen des Identitätsmanagements zu finden.

Beschlussvorschlag
1.	Der AK I nimmt den Bericht der AG BMG bezüglich der Übermittlung von Hinweisen zur nicht nachgewiesenen Identität der Namensführung bei der Beurkundung Personenstandsfällen zur Kenntnis und stimmt dem hierin genannten Umsetzungsvorschlag zu.
2. 	Der AK I bittet den Vorsitzenden das Thema unter Bezugnahme auf Ziff. 3 „Ausblick“ an den Vorsitzenden des AK II heranzutragen.
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